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Alawi starten die US-amerikanischen, britischen und
italienischen Truppen eine Offensive mit Luftangriffen
und schwerer Artillerie gegen die Aufständischen. Ent-
gegen einer am 18. August erzielten Vereinbarung zwi-
schen der irakischen Nationalkonferenz und al-Sadr,
löst letzterer seine Miliz nicht auf. Die schweren Ge-
fechte dauern insgesamt drei Wochen an und fordern
weit über 500 Tote. In der Nacht zum 27. August ver-
mittelt Großajatollah Ali al-Sistani ein Friedensab-
kommen für Nadschaf. Zwar beginnen die Sadr-An-
hänger mit dem Abzug ihrer Kämpfer und die US-
Truppen ziehen sich ebenfalls aus der Stadt zurück und
überlassen die Sicherung der Heiligen Stätten iraki-
schen Sicherheitskräften, dennoch werden sporadische
Kämpfe andernorts und Sabotageakte an den Ölpipeli-
nes im Süden des Landes fortgeführt. Weitere Ver-
handlungen scheiterten bislang an der Weigerung der
Sadr-Anhänger, ihre Waffen niederzulegen, sowie ih-
rer Forderung nach einem vollständigen Abzug der
US-Truppen aus der Bagdader Vorstadt Sadr-City. pj

Irak (Aufständische)
Intensität: 5 Veränderung: NEU Beginn: 2004
Konfliktparteien: Aufständische vs. Übergangsregierung
Konfliktgegenstände: nationale Macht, Ideologie / System

Mit der Übergabe der Souveränität an die irakische
Übergangsregierung am 28. Juni tritt diese direkt mit
den Aufständischen in Konflikt um die Macht und die
Ausrichtung des politischen Systems. Die neue Regie-
rung wird von Koalitionstruppen des vorangegangenen
Krieges unterstützt, die nach wie vor einen erheblichen
Einfluss ausüben. Vor dem Hintergrund der anhalten-
den Gewalt wird die Auseinandersetzung mit der In-
tensität eines Krieges ausgetragen. Charakteristisch für
den Gewalteinsatz sind tägliche terroristische Anschlä-
ge, Raketenangriffe, Schießereien, Entführungen und
Morde seitens der überwiegend sunnitischen Rebellen.
Unter ihnen finden sich vor allem ehemalige irakische
Sicherheitskräfte des untergegangenen Regimes, aber
auch ausländische Islamisten unter dem jordanischen
Extremistenführer Abu Mussab al-Sarkawi. Die Inte-
rimsregierung bekämpft die Aufständischen mit Unter-
stützung der US-geführten Koalitionstruppen in meh-
reren militärischen Operationen. Anfang Oktober ge-
hen über 2.000 irakische und bis zu 3.000 US-ameri-
kanische Truppen, unterstützt von Kampflugzeugen,
Panzern und gepanzerten Fahrzeugen gegen die Stadt
Samarra im Norden des Landes vor. Die Stadt soll von
bis zu 2.000 Kämpfern zur Basis für Anschläge im
ganzen Land gemacht worden sein. Etwa 125 Aufstän-
dische werden getötet, 88 gefangen genommen. An-
fang November genehmigt Übergangsministerpräsi-
dent Ijad Alawi die Militäroperation Morning Dawn
gegen die sunnitische Widerstandshochburg Fallud-
scha nordwestlich von Bagdad. In den Gefechten wer-
den innerhalb einer Woche 22 US-Soldaten, fünf iraki-
sche Sicherheitskräfte und etwa 1.000 Aufständische
getötet. Seit Beginn der Großoffensive werden insge-
samt mehr als 1.400 weitere gefangen genommen, von
denen bis Ende November mehr als 400 wieder freige-
lassen werden. Während die Kämpfe dort abflauen,
weiten sich die Rebellenaktivitäten im Norden des
Landes aus. Das Ziel, bis zu den für Januar 2005 ange-
setzten Wahlen für Stabilität zu sorgen, kann im Unter-
suchungszeitraum nicht erreicht werden. pj

Irak (Widerstandskräfte - CPA, IGC)
Intensität: 4 Veränderung: # ENDE   Beginn: 1990
Konfliktparteien: Widerstandskräfte vs. US-geführte Zivilver-

waltung (CPA), Übergangsregierungsrat
(IGC)

Konfliktgegenstände: internationale Macht (Entwaffnung),
Ideologie / System, Ressourcen (Öl)

Die im Vorjahr als Krieg ausgetragene Auseinanderset-
zung zwischen den US-geführten Koalitionstruppen
und dem Irak, erfährt mit dem Fall des irakischen Re-
gimes und der Einrichtung einer US-geführten Zivil-
verwaltung (CPA) im April 2003 eine Transformation.
Der Konflikt wird seither zwischen verschiedenen
Kräften des Widerstands und den faktischen Besatzern
mit der Intensität einer ernsten Krise geführt. Den Ko-
alitionstruppen gelingt es nicht, irakische Massenver-
nichtungswaffen zu finden, die von den USA offiziell
als Kriegsgrund angegeben wurden. Die andauernde
Gewalt behindert den Wiederaufbau und die Errich-
tung einer neuen politischen Ordnung. Haben sich die
Anschläge der Aufständischen anfänglich noch über-
wiegend gegen die Koalitionstruppen gerichtet, so ge-
raten zunehmend auch jene Iraker, die mit ihnen zu-
sammen arbeiten sowie internationale Hilfsorganisa-
tionen ins Visier. Vor allem Entführungen von im Irak
tätigen Ausländern, um einen Truppenabzug, aber auch
Lösegeldzahlungen zu erpressen, häufen sich. Oft en-
det dies mit der Ermordung der Geisel. Zunächst ging
der gewaltsame Widerstand hauptsächlich von sunniti-
schen Gruppierungen aus, die trotz ihrer demographi-
schen Minderheit im Baath-Regime privilegiert waren.
Ehemalige Sicherheitskräfte der aufgelösten iraki-
schen Armee und der Polizei unterstützen den Wider-
stand. Anfang April eskaliert die Situation auch bei
Schiiten-Demonstrationen in Nadschaf, zu welchen
der radikale Prediger Muktada al-Sadr aufgerufen hat.
Die Ausschreitungen der von ihm aufgebauten Mahdi-
Armee weiten sich auch auf weitere Städte aus und
dauern bis zur Vermittlung eines Waffenstillstands
durch Großajatollah Ali al-Sistani, der höchsten schii-
tischen Autorität im Irak, an. Zwei Tage früher als ge-
plant, übergibt die CPA am 28. Juni die Souveränität an
die von ihr ernannte irakische Übergangsregierung.
Dies markiert das Ende dieser Konfliktkonstellation.
[=> Irak (Widerstandskräfte)]. pj

Iran - USA
Intensität: 2 Veränderung: ! Beginn: 1979
Konfliktparteien: USA vs. Iran
Konfliktgegenstände: internationale Macht (Rüstungskontrolle),

Ideologie / System
Der Streit zwischen den USA und dem Iran um das
vermutete iranische Nuklearprogramm bleibt auch
2004 ein manifester Konflikt. Die diplomatischen Ak-
tionen und der Umgangston zwischen den Parteien
werden allerdings rauer. Im Januar fordert die Inter-
nationale Atomenergiebehörde (IAEA) den Iran auf,
weiterhin mit den Inspektoren zu kooperieren oder vor
ernsthafte Konsequenzen gestellt zu werden. Nach ei-
ner kurzen Unterbrechung der Inspektionen durch den
Iran erlaubt die Regierung im März die Wiederaufnah-
me der Inspektionen und verspricht eine intensivierte
Zusammenarbeit mit der IAEA. Im Juni verschärft sich
die Situation durch die Ankündigung des Iran, sein
nukleares Programm nicht beenden zu wollen. Durch
den zunehmenden Druck der IAEA und der europäi-
schen Staaten Frankreich, Großbritannien und
Deutschland, droht der Iran mit der Aufkündigung der
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Kooperation. Ende Juli beginnt der Iran wieder mit
dem Bau von Zentrifugen, die zur Energiegewinnung
und zur Produktion von waffenfähigem Uran genutzt
werden können, so die USA. Als Reaktion spricht der
amerikanische Außenminister Colin Powell am 2. Sep-
tember davon, die Angelegenheit vor den Sicherheits-
rat der Vereinten Nationen zu bringen und den Iran mit
Sanktionen zu belegen. Am 16. September erreichen
die USA ein Übereinkommen mit Frankreich, Großbri-
tannien und Deutschland über eine UN-Resolution, die
den Iran auffordert, seine Urananreicherung vollstän-
dig aufzugeben. Die Resolution erlaubt der IAEA am
25. November über weitere Schritte in dem Konflikt zu
entscheiden. rd

Iran (Reformer - Konservative)
Intensität: 2 Veränderung: ! Beginn: 1993
Konfliktparteien: Reformer vs. Konservative
Konfliktgegenstände: nationale Macht, Ideologie / System

Der manifeste Konflikt um die Machtbeschränkung
zwischen der konservativen iranischen Judikative und
dem religiösen Führer Ayatollah Sayed Ali Khamenei
und den Reformern um Regierungschef Sayed Mo-
hammed Khatami bleibt bestehen. Am 11. Januar ver-
weigert der Wächterrat die Bewerbung von 3.600 re-
formorientierten Kandidaten von insgesamt 8.000 für
die Wahlen zum Parlament am 20. Februar. 80 der aus-
geschlossenen Kandidaten sind zu diesem Zeitpunkt
Abgeordnete im iranischen Parlament. Nach einem
Appell des zu diesem Zeitpunkt von Reformern domi-
nierten Parlaments den Ausschluss aufzuheben und
nach einem Einschreiten von Khatami und Ayatollah
Khamenei, entschließt der Wächterrat sich zu einer
Wiederzulassung von ca. einem Drittel der nicht zuge-
lassenen Bewerbern. Am 2. Februar legen 114 Abge-
ordnete demonstrativ ihr Amt nieder, um gegen die Be-
schlüsse zu protestieren. Am 3. Februar erklärt Aya-
tollah Khamenei, dass die Parlamentswahlen nicht ver-
legt werden, was zu Demonstrationen iranischer Stu-
denten in Teheran führt, die zu einem Wahlboykott auf-
rufen. Die Wahlen am 20. Februar gewinnen schließ-
lich die Konservativen. Diese halten nun eine Zwei-
drittelmehrheit im 290 Sitze zählenden Parlament. Die
Mandate der Reformer werden auf unter 50 Sitze redu-
ziert. Am 31. Juli wird einer der führenden iranischen
Dissidenten und Reformer, Hashem Aghajari, aus der
Haft entlassen. Aghajari war 2002 aufgrund von Blas-
phemie und Abfall vom Glauben zum Tode durch den
Strick verurteilt worden. Die Verurteilung Aghajaris
war 2002 der Anlass für tagelange Studentendemon-
strationen. rd

Iran (Volksmudschaheddin)
Intensität: 2 Veränderung: ! Beginn: 1965
Konfliktparteien: Volksmudschaheddin vs. Regierung
Konfliktgegenstände: nationale Macht, Ideologie / System

Der Konflikt um die nationale Macht zwischen der re-
ligiösen Führung und den oppositionellen Volksmud-
schaheddin, die einen autoritären Sozialismus mit isla-
mischer Prägung im Iran installieren wollen, wird fort-
gesetzt. Aufgrund der amerikanischen Invasion im
Rückzugsgebiet der Mudschaheddin im Irak, ist es der
von den USA und der UN als terroristisch eingestuften
Gruppierung nicht mehr möglich, koordiniert zu han-
deln. Zudem gibt die irakische Übergangsregierung im

Dezember 2003 bekannt, dass die Mitglieder der
Volksmudschaheddin bis Ende 2004 ausgewiesen wer-
den sollen. rd

Israel (Hisbollah)
Intensität: 3 Veränderung: ! Beginn: 1982
Konfliktparteien: Hisbollah vs. Israel
Konfliktgegenstand: Territorium (Schebah-Felder)

Zwischen Israel und der Hisbollah besteht weiterhin
der Konflikt um das zwischen Libanon und Israel gele-
gene Gebiet, das als Schebah-Felder bekannt ist. Im
Berichtszeitraum liefern sich Kämpfer der Hisbollah,
die von Syrien finanziell und logistisch unterstützt
werden, immer wieder Gefechte mit israelischen Trup-
pen entlang der Grenze. Israel hält das umstrittene Ge-
biet als Teil der besetzten Golanhöhen unter seiner
Kontrolle. Seit dem israelischen Abzug aus dem Südli-
banon im Jahr 2000 attackiert die Hisbollah sporadisch
Ziele in Nordisrael und im Gebiet um die Schebah-
Felder. Ende Januar übergibt Israel an den Libanon die
Leichen von 59 Kämpfern. Die Mehrzahl der Toten
waren Mitglieder der Hisbollah. Ferner lässt Israel 400
palästinensische Gefangene frei. Im Gegenzug gibt die
Hisbollah die Leichen dreier Soldaten heraus und lässt
einen entführten Geschäftsmann frei. Der seit drei Jah-
ren ausgehandelte Austausch war unter der Vermitt-
lung Deutschlands zu Stande gekommen. Am 22. März
greift die Hisbollah mit Raketen und Mörsern israeli-
sche Stellungen in der Nähe der Schebah-Felder an.
Mindestens ein israelischer Soldat stirbt in einem drei-
tägigen Feuergefecht entlang der Grenze am 7. Mai.
Am 20. Juni greifen Israelische Kampfflugzeuge mut-
maßliche Stellungen der Hisbollah im Südlibanon an,
von wo aus Raketen auf Israel abgeschossen worden
sind. Bei einem Feuergefecht entlang der Grenze am
20. Juli sterben zwei Israelis und ein Hisbollah-Kämp-
fer. Einen Tag zuvor tötete eine Autobombe ein Mit-
glied der Hisbollah, Ghalib Awali, in Beirut. Die His-
bollah beschuldigt Israel, für den Anschlag verantwort-
lich zu sein. Anfang September lehnt die Hisbollah ei-
ne UN-Resolution ab, in der die Auflösung der Organi-
sation gefordert wird. Am 7. November startet die His-
bollah erstmals eine Aufklärungsdrohne über israeli-
sches Gebiet. hl

Israel (Palästinensische Gruppen)
Intensität: 4 Veränderung: ! Beginn: 1948
Konfliktparteien: Palästinensische Befreiungsorganisation

(PLO), Palästinensische Behörde,
Islamischer Dschihad, Hisbollah, Hamas vs.
Israel

Konfliktgegenstände: Sezession, Ideologie / System, Ressourcen

Der Konflikt zwischen Israel und der Palästinensi-
schen Autonomiebehörde um die Errichtung eines ei-
genständigen palästinensischen Staates setzt sich im
Berichtszeitraum fort. Im Mittelpunkt stehen die An-
schläge radikaler Palästinensergruppen wie der Hamas
und der al-Aksa-Brigaden auf jüdische Ziele sowie die
Vergeltungsaktionen Israels. Israelische Truppen
rücken regelmäßig in die besetzten Gebiete ein und lie-
fern sich Gefechte mit militanten Palästinensern. Im
Verlauf der mehrtägigen Offensive Rainbow töten isra-
elische Soldaten 51 Palästinenser, darunter zwölf Zivi-
listen. Ferner zerstört die Armee bis zu 120 Häuser.
Die USA und die UN kritisieren Israel für die Zerstö-
rungen und fordern den Rückzug der Truppen. Ende
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September beginnt die israelische Armee mit der Ope-
ration Days of Penitence im Gaza-Gebiet mit dem Ziel,
den Beschuss israelischen Gebietes durch Kassam-Ra-
keten zu unterbinden. Mit mehr als 2.000 Soldaten, un-
terstützt von 200 Panzern und gepanzerten Fahrzeu-
gen, rückt die Armee in das Flüchtlingslager Jabaliya
und die Stadt Beith Hanoun vor. Bei den anschließen-
den, 17 Tage andauernden Gefechten sterben 137 Pa-
lästinenser, darunter 30 Zivilisten, und zwei israelische
Soldaten. 90 Häuser werden zerstört und machen 700
Palästinenser obdachlos. Neben dieser Strategie nimmt
Israel die gezielte Tötung von Anführern radikaler
Gruppen vor. Am 22. März tötet die israelische Luft-
waffe in einem Angriff den Hamas-Gründer Scheich
Ahmed Yassin und sieben seiner Begleiter. Die Tötung
löst im arabischen Raum Empörung aus und trägt zu
einer weiteren Radikalisierung der Palästinenser bei,
die gegen den Anschlag demonstrieren. Am 18. April
tötet die israelische Luftwaffe den Nachfolger Yassins,
Hamas-Chef Abdel Aziz al-Rantisi und zwei seiner
Leibwächter in Gaza. Obwohl in beiden Fällen Verur-
teilungen durch die UN angestrebt werden, blockieren
die USA Resolutionen des UN-Sicherheitsrates. Die
radikalen Palästinenser setzen in dem Konflikt nach
wie vor Terroranschläge als Mittel des Konfliktaus-
trags ein. Am 31. August sterben 16 Personen bei zwei
Selbstmordattentaten gegen israelische Busse in Beer-
scheba. Die Hamas erklärt sich dafür verantwortlich,
um den Tod von Scheich Yassin im März zu rächen.
Der Friedensprozess, der im Rahmen der Roadmap an-
gestrebt wird kommt nicht voran. Im Dezember 2003
stellt der israelische Premierminister Ariel Scharon
seinen alternativen Friedensplan vor. Der unilaterale
Plan sieht vor, dass Israel sich aus dem Gaza-Streifen
vollständig zurückzieht und alle dort existierenden is-
raelischen Siedlungen auflöst. Gleichzeitig soll im
Westjordanland der Bau der umstrittenen Sperranlage
vorangetrieben und ebenfalls einige Siedlungen aufge-
löst werden. Der internationale Gerichtshof verurteilt
am 9. Juli den Bau der Anlage als illegal. Am 21. Juli
verlangt die UN-Generalversammlung den Abriss des
Sperrwalls, was Israel ablehnt und auf sein Recht auf
Selbstverteidigung verweist. Die USA kritisieren eben-
falls die Entscheidung des Gerichtshofes. Die Palästi-
nenser lehnen den einseitigen israelischen Plan zur
Räumung des Gaza-Streifens ab, da sie befürchten, Is-
rael schaffe vollendete Tatsachen, ohne einen eigenen
Palästinenserstaat zuzulassen. Nach der Unterstützung
des Planes durch die USA im April und Kontroversen
innerhalb der israelischen Regierung stimmt das Parla-
ment am 26. Oktober Scharons Rückzugsplan aus dem
Gaza-Streifen zu.
Der Tod Yassir Arafats am 11. November wird von Is-
rael und den USA als Möglichkeit gesehen, den Frie-
densprozess wieder in Gang zu setzen, da beide Länder
Arafat für das Ausbleiben von Fortschritten wiederholt
verantwortlich gemacht haben. Seit Ausbruch der Inti-
fada im Jahr 2000 sind bis Mitte September über 3.200
Menschen umgekommen, davon über 2.780 Palästi-
nenser. hl

Jemen (Islamisten)
Intensität: 4 Veränderung: " Beginn: 1994
Konfliktparteien: Islamischer Dschihad, Armee von Aden-

Abyan, al-Schabab al-Mu'men vs. Regierung
Konfliktgegenstand: nationale Macht
Die Krise zwischen der nationalen Regierung und isla-
mistischen Gruppierungen im Jemen eskaliert. Am 18.
Juni startet die Armee eine Offensive gegen die al-
Schabab al-Mu'men und ihren politischen Führer
Scheich Hussein Badr Al-Deen Al-Houthi in der Pro-
vinz Saada im Norden des Landes. Al-Houthi ist Mit-
glied der Zaidi, einer schiitisch-muslimischen Sekte,
die in der Grenzregion zu Saudi-Arabien am stärksten
verbreitet ist. Die Republik Jemen ist ansonsten mehr-
heitlich sunnitisch geprägt. Scheich Al-Houthi, ein
ehemaliger Abgeordneter des nationalen Parlaments,
wird beschuldigt, ungenehmigte religiöse Zentren er-
baut, eine bewaffnete Gruppierung gegründet und ge-
walttätige anti-amerikanische und anti-israelische
Kundgebungen organisiert zu haben. Im Juli scheitern
Verhandlungen zwischen den Akteuren, die nach einer
friedlichen Beilegung des Konflikts suchen. Die
Kampfhandlungen, bei denen die Armee schwere Waf-
fen, wie Panzer, Raketenwerfer und Kampfflugzeuge
einsetzt, dauern daraufhin mit verstärkter Intensität an.
Am 11. August erklärt die Regierung das Ende aller
Kampfhandlungen in der Region. Im Gegensatz zu der
offiziellen Verlautbarung gehen die Gefechte mit un-
verminderter Härte weiter, was zu einer steigenden
Opferzahl auch bei Zivilisten führt. Aufgrund der mili-
tärischen Überlegenheit der Armee, setzen die ca.
3.000 Anhänger al-Houthis ab Ende August Guerilla-
Taktiken ein. Am 9. September erklärt die Regierung
Scheich al-Houthi für tot und die Rebellion für been-
det. Schätzungen beziffern die Anzahl der Opfer unter
Kombattanten und Zivilisten auf bis zu 1.000. rd

Libanon (religiöse Gruppen)
Intensität: 3 Veränderung: ! Beginn: 1975
Konfliktparteien: religiöse Gruppen vs. Regierung
Konfliktgegenstand: nationale Macht

Der vereinzelt gewaltsam ausgetragene Konflikt zwi-
schen der libanesischen Regierung und einzelnen reli-
giösen Gruppen um die nationale Macht im Libanon
setzt sich fort. Der amtierende maronitisch-christliche
Präsident Emile Lahoud erfährt Unterstützung durch
Syrien bei der umstrittenen, verfassungswidrigen Ver-
längerung seiner Amtszeit. Gegen dieses Vorhaben
wenden sich die maronitische Kirche und der sunniti-
sche Premierminister Rafik Hariri mit einzelnen drusi-
schen Ministern. Die USA und Frankreich kritisieren
die politische und militärische Machtausübung Sy-
riens. Sie setzen am 4. September und am 19. Oktober
zwei Resolutionen des UN-Sicherheitsrates durch, die
die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten
des Libanons fordern. Syrien weist dieses Verlangen
zurück, führt aber einen weiteren Teilabzug von 3.000
seiner bisher geschätzten 20.000 Soldaten im Libanon
durch. Das libanesische Parlament befürwortet am 4.
September die Verlängerung der Amtszeit des Präsi-
denten, woraufhin drei drusische Minister zurücktreten
und Premierminister Hariri eine Regierungsbildung
unter seiner Führung ablehnt. Unbekannte Attentäter
verüben am 2. Oktober auf einen der ehemaligen Mi-
nister einen Bombenanschlag. Präsident Lahoud nomi-
niert am 21. Oktober als neuen Premierminister Omar

4 4
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Karameh. Dieser gilt als Unterstützer Syriens und er-
nennt ausschließlich pro-syrische Minister.
Innerhalb der religiös-politischen Gruppierungen
kommt es zu weiteren Spannungen. Am 29. August tö-
ten Attentäter der Terrorgruppe Osbat Al-Ansar im pa-
lästinensischen Flüchtlingslager Ein El-Hilweh Mit-
glieder der palästinensischen Organisation Fatah. Hin-
tergrund ist, dass Osbat Al-Ansar Fatah für die Ermor-
dung des Anführers ihrer Splittergruppe Osbat Al-Nour
verantwortlich macht. Am 3. Oktober finden im Südli-
banon Kämpfe zwischen der Hisbollah und der Gruppe
Amal statt. es

Libyen - USA, Großbritannien
Intensität: 2 Veränderung: ! Beginn: 1964
Konfliktparteien: Libyen vs. USA, Großbritannien
Konfliktgegenstand: internationale Macht (Entwaffnung)

Der Konflikt zwischen Libyen und den USA sowie
Großbritannien entspannt sich am 19.12.03. Muammar
Gadhafi legt ein Geständnis ab, dass Libyen den Besitz
von Massenvernichtungswaffen angestrebt habe.
Gleichzeitig verkündet er, dass seine Regierung solche
Waffen vernichtet und seine Anlagen und Einrichtun-
gen für die internationale Rüstungskontrolle öffnet.
Am 25. März besucht Tony Blair in einer umstrittenen
Reise Gadhafi. Am 23. April gibt die US-Regierung
die Mehrheit ihrer Sanktionen gegen Libyen auf. Mitte
2004 erklärt Libyen keinen Waffenhandel mit den Län-
dern zu betreiben, die beschuldigt werden Massenver-
nichtungswaffen weiterzuverbreiten und beliefert die
USA wieder mit Öl. Am 28. Juni nehmen die USA
nach 24 Jahren wieder diplomatische Beziehungen mit
Libyen auf. Am 10. August erklärt sich Libyen damit
einverstanden, deutsche Opfer des Bombenanschlags
des Berliner Nachtclubs La Belle im Jahr 1986 mit 35
Millionen Dollar zu entschädigen. Am 20. September
heben die USA das Handelsembargo gegen Libyen
auf. Jedoch halten die USA einige Terrorismus bezo-
gene Sanktionen aufrecht. Am 29. September beginnt
Libyen mit den Auszahlungen an die deutschen Opfer.
Am 11. Oktober heben die EU-Außenminister die
Sanktionen gegen Libyen, einschließlich des Waffen-
embargos, auf. Ende Oktober nimmt Libyen 17 Mit-
glieder einer Gruppe fest, die mit dem Al-Kaida-Netz-
werk in Verbindung stehen sollen. Libyen liefert an Al-
gerien einen der dort meist gesuchten Terrorverdächti-
gen aus. sus

Marokko (Westsahara)
Intensität: 2 Veränderung: ! Beginn: 1976
Konfliktparteien: Volksfront zur die Befreiung von Saguia el

Hamra und Río de Oro (POLISARIO) vs.
Regierung

Konfliktgegenstand: Sezession

Der Konflikt um die von Marokko besetzte Westsahara
zwischen der Unabhängigkeitsbewegung der Volks-
front zur Befreiung von Saguia el Hamra und Rio de
Oro (Frente POLISARIO) und dem marokkanischen
König besteht fort. Nachdem Marokko das von der
UNO 1991 im Waffenstillstand vorgesehene Referen-
dum weiterhin ablehnt, tritt am 14. Juni der UNO-Son-
dergesandte James Baker zurück. Am 22. Juni lässt die
Frente POLISARIO 100 marokkanische Gefangene
frei. Im Gegenzug lässt Marokko am 29. Juni Fami-
lienbesuche der Rebellen zu. An diesem Programm

nehmen 800 Personen teil. Vom 3. bis 13. September
führt der neue UNO-Sondergesandte Alvaro de Soto
erste informelle Sondierungsgespräche in der Region.
Durch Entscheidung des UNO-Sicherheitsrats vom 28.
Oktober wird die UN Mission for the Referendum in
Western Sahara (MINURSO) bis zum 30.4.05 verlän-
gert. Marokko lädt am 9. November den Präsidenten
Simbabwes Robert Mugabe zur Vermittlung im Kon-
flikt ein. gs

Mauretanien (Putschisten)
Intensität: 2 Veränderung: # Beginn: 2003
Konfliktparteien: Putschisten vs. Regierung
Konfliktgegenstand: nationale Macht

Die Umstände des 2003 durchgeführten Putsches blei-
ben unaufgeklärt. Nach Regierungsangaben werden im
August und September zwei geplante Putschversuche
gegen den mauretanischen Präsidenten Maaouiya Ould
Taya rechtzeitig vereitelt. Es soll geplant worden sein,
strategisch wichtige Schlüsselpositionen im Land, wie
den Flughafen und Militärstützpunkte, anzugreifen.
Eine große Anzahl an Waffen wird entdeckt und be-
schlagnahmt sowie mehrere Militärangehörige verhaf-
tet, die aus demselben Kreis von Putschisten des ver-
gangenen Jahres stammen sollen. Die mauretanische
Regierung beschuldigt neben radikalen Islamisten
auch Libyen und Burkina Faso der Unterstützung des
geplanten Umsturzversuches. Beide Staaten weisen
dies zurück. Bei den Gefangenen soll es sich um An-
hänger des Ex-Generals Saleh Ould Hanenna handeln,
der als Hauptdrahtzieher hinter den Umsturzversuchen
im vorigen und diesem Jahr gilt. Hanenna wird Ende
September verhaftet. sb

Saudi-Arabien (Islamisten)
Intensität: 3 Veränderung: ! Beginn: 1990
Konfliktparteien: Islamisten vs. Regierung
Konfliktgegenstände: nationale Macht, Ideologie / System

Der Konflikt zwischen Islamisten und dem Saudischen
Königshaus hält an. Die militanten Islamisten, die der
Unterstützung von Al-Kaida verdächtigt werden, er-
morden westliche Zivilisten und versuchen das Re-
gime zu destabilisieren. Viele Saudis halten das Re-
gime für korrupt und nicht bereit, politische Reformen
durchzuführen. Die Präsenz der USA im Irak und in
Saudi-Arabien selbst verstärkt die Frustration vieler
Saudis. Am 12. Juni töten mutmaßliche Al-Kaida
Kämpfer einen amerikanischen Staatsbürger in der
Hauptstadt Riad. Sechs Tage später enthaupten mili-
tante Islamisten eine entführte amerikanische Geisel
und fügen dem Terror damit eine neue Dimension hin-
zu. Der saudische König Fahd bin Abdul Asis bietet
den Militanten im Juni eine Amnestie an, vorausge-
setzt, sie stellen sich binnen eines Monats den Behör-
den. Die Islamisten gehen auf diesen Vorschlag kaum
ein. Am 28. Juni tötet die Polizei den Terroristen Ab-
dullah al-Rashud und zwei seiner Begleiter. Drei Tage
später erschießt die saudische Polizei zwei militante
Islamisten in der Hauptstadt. Am 5. August verhaften
saudische Sicherheitskräfte einen der meistgesuchte-
sten militanten Islamisten, Faris al-Zahrani, der Ver-
bindungen zu Al-Kaida unterhalten soll. Am 5. Sep-
tember verhaften saudischer Sicherheitskräfte sieben
mutmaßliche Extremisten in der Stadt Buraida, drei
weitere werden bei einer Verfolgungsjagd erschossen.
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Ende September wird ein Franzose in der Stadt Jeddah
erschossen. Am 12. Oktober töten saudische Einsatz-
kräfte drei mutmaßliche Extremisten in einer Schies-
serei in der Hauptstadt Riad. Bei Angriffen, die mit Al-
Kaida in Verbindung gebracht werden, werden mehr
als 100 Menschen getötet. Die meisten von ihnen sind
ausländische Zivilisten. hl

Saudi-Arabien (Reformer)
Intensität: 2 Veränderung: ! Beginn: 2003
Konfliktpareien: Reformer vs. Regierung
Konfliktgegenstand: nationale Macht

Der Konflikt zwischen dem saudischen Königshaus
und Teilen der Bevölkerung, die politische Reformen
fordern, bleibt ungelöst. Demonstrationen finden im
Berichtszeitraum nicht statt. Mitte März verhaften sau-
dische Behörden fünf intellektuelle Reformer des Lan-
des. Am 4. August kündigt das saudische Königshaus
die ersten landesweiten Wahlen für die Zeit ab Mitte
November an. Dies wird gerade von den USA als
wichtiger Schritt in Richtung Reformen gesehen. Die
USA haben Saudi-Arabien in der Vergangenheit wie-
derholt zu politischen Reformen gedrängt. Dem Kö-
nigshaus wird vorgeworfen, militanten Extremisten ei-
nen Nährboden zu bieten. Am 23. August vertagt ein
saudisches Gericht einen Prozess gegen drei Reformer,
nachdem es zu Protesten von Anhängern der Ange-
klagten kam. Anfang Oktober wird das Verfahren er-
neut vertagt, da die Beschuldigten die Aussage verwei-
gern. Ihnen wird vorgeworfen, Aussagen zu verbreiten
und Unterschriften zu sammeln, in denen politische
Veränderungen gefordert werden. hl

Syrien - Israel
Intensität: 2 Veränderung: # Beginn: 1967
Konfliktparteien: Syrien vs. Israel
Konfliktgegenstand: Territorium

Der Konflikt zwischen Israel und Syrien um die Go-
lanhöhen, die Israel 1967 im Sechs-Tage-Krieg besetzt
hatte, bleibt ungelöst. Israel sieht die Höhen als strate-
gisch wichtig für seine Sicherheit an und unterstreicht
seinen Anspruch durch den Bau von Siedlungen in
dem umstrittenen Gebiet. Gespräche sind seit 2000
festgefahren, als Israel Syrien anbot, die Höhen bis auf
einen Streifen entlang des Galiläischen Meeres zurück-
zugeben. Syrien beharrt dagegen auf der Rückgabe des
gesamten von Israel besetzten Territoriums, unterstützt
prinzipiell aber die Formel Land für Frieden. Ende De-
zember 2003 verkündet Israel einen Plan, 60 Millionen
Dollar in neue Siedlungen auf dem Golan zu investie-
ren. Am 11. Januar gibt der israelische Premierminister
Ariel Scharon bekannt, dass er Gespräche mit Syrien
erst dann wiederaufnehme, wenn dieses seine Unter-
stützung für den Terrorismus, speziell die Hisbollah,
beende. Einen Tag später lehnt Syrien einen Vorschlag
über eine Einladung des syrischen Präsidenten Baschar
al-Assad nach Jerusalem ab. Syrien selbst steht unter
Druck seitens der USA, die das Land beschuldigen,
Terrorgruppen zu unterstützen, und die gegen Syrien
Sanktionen verhängt haben. Am 2. Februar wiederholt
Syrien sein Gesprächsangebot an Israel auf Grundlage
der Verhandlungen von vor vier Jahren. Am 5. Septem-
ber erklärt Syrien erneut seine Gesprächsbereitschaft,
auf die Israel mit der Begründung nicht eingeht, es sei
kein ernst gemeintes Angebot. hl

Syrien - USA
Intensität: 2 Veränderung: ! Beginn: 2003
Konfliktparteien: USA vs. Syrien
Konfliktgegenstand: internationale Macht (Entwaffnung)

Der Konflikt zwischen den USA und Syrien um die
mutmaßliche Unterstützung terroristischer Gruppen
durch Syrien bleibt ungelöst. Am 12.12.03 unterzeich-
net US-Präsident George W. Bush ein vom Kongress
im November eingebrachten Gesetz, in dem Syrien mit
diplomatischen und ökonomischen Sanktionen gedroht
wird. Die USA fordern ein Ende der Unterstützung von
Terroristen, den syrischen Abzug aus Libanon, den
Verzicht auf Massenvernichtungswaffen und ballisti-
scher Langstreckenraketen und das Unterbinden des
Einsickerns von Terroristen oder Massenvernichtungs-
waffen in den Irak. Mögliche Sanktionen seien die
Einfrierung von syrischen Konten in den USA und ein
Bann von US-Exporten. Einen Tag nach der Unter-
zeichnung des Gesetzes fordert Syrien die USA zu Ge-
sprächen auf. Im Januar bestreitet Syrien entschieden
die Vorwürfe, es habe irakische Massenvernichtungs-
waffen gelagert. Am 1. Mai erklären die USA ihre Be-
reitschaft, Sanktionen gegen Syrien zu verhängen, falls
das Land nicht auf die US Forderungen eingeht. Am
11. Mai treten schließlich Sanktionen gegen Syrien in
Kraft. Bush ordnet das Einfrieren von bestimmten syri-
schen Guthaben und einen Stopp aller amerikanischen
Exporte, mit Ausnahme humanitärer Lieferungen an.
Zwei Tage später kündigt der syrische Präsident
Baschar al-Assad an, sich nicht den US-Forderungen
nach einer Ausweisung radikaler Palästinenser, bei-
spielsweise Mitglieder der Hamas und des Islamischen
Dschihads, zu beugen. Am 11. September verlangen
die USA von Syrien den Abzug aus dem Libanon und
ein Ende syrischer Einmischung in die inneren Angele-
genheiten des Landes. hl

Türkei (Kurden)
Intensität: 3 Veränderung: ! Beginn: 1920
Konfliktparteien: Kurden vs. Regierung
Konfliktgegenstand: Autonomie

Die Nachfolgeorganisation der verbotenen Kurdischen
Arbeiterpartei (PKK), Kurdischer Volkskongress
(KONGRA-GEL), intensiviert ab Juni die gewalttäti-
gen Attacken gegen den türkischen Staat und verkün-
det das Ende eines nie vollständig eingehaltenen Waf-
fenstillstandes. Auf diese Weise will sie politische Ge-
spräche mit der Regierung in Ankara erzwingen, was
diese jedoch ablehnt. Bei Attentaten und bewaffneten
Auseinandersetzungen werden über 100 Menschen ge-
tötet. Im Hinblick auf die politischen und kulturellen
Rechte der Kurden begrüßt die Europäische Union die
vorzeitige Entlassung der ehemaligen kurdischen Par-
lamentsabgeordneten Leyla Zana aus dem Gefängnis.
Diesbezüglich gibt es einige wenige Fortschritte: Seit
dem Sommer werden kurdischsprachige Programme
auf staatlichen Sendern ausgestrahlt. Ferner besteht die
Möglichkeit kurdische Sprachkurse zu besuchen. An-
fang Oktober lassen die Behörden in der gesamten
Türkei sechs kurdische Sprachschulen zu. aj
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Das HIIK erfasst in seiner Datenbank Kosimo Informationen zu politischen Konflikten ab 1945. Seit 2003 führt es ein
relationales Datenbanksystem, das den Datensatz von Kosimo 1 vollständig überarbeit, aktualisiert und erweitert hat.
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